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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

In der Herbstsession 2021 nahm sich der Ständerat als Zweitrat der Änderung des DNA-
Profil-Gesetzes an. Er trat ohne Gegenantrag auf das Geschäft ein. Wie bereits den
Nationalrat beschäftigte auch den Ständerat die Frage, welche äusserlichen Merkmale
für die Phänotypisierung aus einer DNA-Spur ermittelt werden dürfen bzw. ob die Liste
im Gesetz abschliessend sein soll. Der Bundesrat hatte im Entwurf eine
Delegationsnorm vorgesehen, die es ihm erlaubt, in Abhängigkeit vom technischen
Fortschritt weitere äusserliche Merkmale – zusätzlich zu den im Gesetzestext explizit
genannten Augen-, Haar- und Hautfarbe, biogeografische Herkunft und Alter – für die
Phänotypisierung zuzulassen. Der Nationalrat hatte diese Bestimmung entgegen dem
Antrag seiner Kommissionsmehrheit bestätigt. Der Ständerat tat es ihm nun gleich; die
Minderheit Sommaruga (sp, GE), die die Streichung der Delegationsnorm forderte,
unterlag mit 26 zu 17 Stimmen. Anders als die Volkskammer sprach sich der Ständerat
indes gegen die generelle Möglichkeit aus, nach einem Suizid ein DNA-Profil der toten
Person zu erstellen. Für die vorberatende RK-SR sei eine solche Stigmatisierung von
Suiziden unverständlich, zumal sich die meisten Suizide ohne vorherige Straftat
ereigneten, erläuterte Kommissionssprecher Beat Rieder (mitte, VS). Bestünden
Anzeichen auf einen Zusammenhang mit einer Straftat, könne die Staatsanwaltschaft
bereits nach geltendem Recht ein DNA-Profil erstellen lassen. Die kleine Kammer folgte
ihrer Kommission diesbezüglich stillschweigend und kehrte damit zur bundesrätlichen
Version zurück. Differenzen zur Fassung des Bundesrats schuf der Ständerat hingegen
bei den Regeln über die Löschung von DNA-Profilen. Einerseits entschied die
Kantonskammer, dass DNA-Profile von Beschuldigten im Falle eines Freispruchs, einer
Nichtanhandnahme oder einer Einstellung des Verfahrens nur mit Genehmigung des
Zwangsmassnahmengerichts weiter aufbewahrt werden dürfen. Der Bundesrat wollte
diese Entscheidung der Staatsanwaltschaft überlassen. Justizministerin Karin Keller-
Sutter brachte der ständerätlichen Lösung Skepsis entgegen, verzichtete angesichts des
einstimmigen Kommissionsbeschlusses jedoch auf eine Abstimmung und kündigte an,
die Frage im Nationalrat noch einmal zur Diskussion zu bringen. Andererseits setzte der
Ständerat die Löschfrist für DNA-Profile von schuldunfähigen Täterinnen und Tätern auf
zwanzig Jahre fest. Der Bundesrat hätte diese Frist, so die EJPD-Chefin, in der
Verordnung regeln wollen, begrüsste aber die «grössere Klarheit und Transparenz» des
Kommissionsantrages, worauf dieser stillschweigend gutgeheissen wurde. Als Letztes
diskutierte die kleine Kammer die Frage, bei welchen Delikten Phänotypisierung und
Verwandtenrecherche eingesetzt werden dürfen. Der Nationalrat hatte den
bundesrätlichen Vorschlag gutgeheissen, der diese Methoden für alle Verbrechen, d.h.
Delikte mit Strafandrohung von mehr als drei Jahren Freiheitsstrafe, vorgesehen hatte.
Der ständerätlichen Kommission war dieser Anwendungsbereich zu breit; sowohl die
Mehrheit als auch die Minderheit beantragten daher die Einführung eines – mehr oder
weniger umfassenden – Deliktkatalogs. Mit 31 zu 12 Stimmen nahm der Ständerat den
enger gefassten Katalog der Kommissionsmehrheit an, der nur die schwersten Delikte
abdeckt, insbesondere Gewalt- und Sexualdelikte. Nicht anwendbar sein sollen die
neuen Ermittlungsverfahren demnach bei Vermögensdelikten wie Diebstahl oder
Hehlerei. Dem so angepassten Entwurf stimmte die Ständekammer in der
Gesamtabstimmung einstimmig zu. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2021
KARIN FRICK

In der Frühjahrssession 2022 befasste sich der Ständerat im Rahmen eines Postulats
der RK-SR mit aussergewöhnlichen Todesfällen. Die RK-SR wollte den Bundesrat damit
beauftragen, einen Bericht zur Dunkelziffer bei nicht natürlichen Todesfällen zu
erstellen sowie den Artikel 253 StPO auf Schwachstellen und allfälligen Handlungsbedarf
zu prüfen. Laut Kommissionssprecher Daniel Jositsch (sp, ZH) befürchtete die RK-SR,
dass hinsichtlich der Bestimmung nicht natürlicher Todesfälle ein grosses
Fehlerpotenzial bestehe und nicht natürliche Todesfälle teilweise unentdeckt blieben.
Gegen das Postulat sprach sich Jakob Stark (svp, TG) mit einem Einzelantrag aus. Stark
bemängelte, dass die «Postulatsbegründung [...] äusserst dünn» sei, dass die
Untersuchung nicht natürlicher Todesfälle bereits weitgehend durchgeführt werde und
dass solche Untersuchungen für die Angehörigen eine grosse Belastung bedeuten
könnten. Als Antwort auf Starks Votum unterstrichen Beat Rieder (mitte, VS) und

POSTULAT
DATUM: 15.03.2022
LENA BALTISSER
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Bundesrätin Karin Keller-Sutter, dass die Anliegen und ungeklärten Fragen Starks
durchaus in dem offen gestalteten Postulat aufgenommen werden könnten und
plädierten für Annahme des Postulats. Der Ständerat nahm das Postulat schliesslich mit
35 zu 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. 2

Im Oktober 2023 reichte die RK-SR ein Postulat zur Prüfung einer Kronzeugenregelung
ein. In einem Bericht solle der Bundesrat darlegen, welche Vor- und Nachteile die
Einführung einer Kronzeugenregelung im Schweizer Straf- und Strafprozessrecht mit
sich brächte. Insbesondere solle er dabei die internationale Erfahrung mit solchen
Rechtssystemen berücksichtigen. Wie Kommissionssprecher Jositsch (sp, ZH)
erläuterte, resultiere dieses Postulat aus einer Anhörung der Bundesanwaltschaft,
welche dargelegt habe, dass sie ohne eine Kronzeugenregelung ausserordentliche
Schwierigkeiten habe, Ermittlungen gegen die organisierte Kriminalität und Terrorismus
durchzuführen. Über die definitive Einführung einer Kronzeugenregelung könne zu
einem späteren Zeitpunkt befunden werden, führte Jositsch weiter aus und betonte,
dass er persönlich einer solchen bislang immer äusserst kritisch gegenübergestanden
habe. Der Bundesrat verwies in seiner Stellungnahme auf die 2017 abgelehnte Motion
Janiak (sp, BL; Mo. 16.3735) und argumentierte analog zu damals, dass die
Kronzeugenregelung dem schweizerischen Rechtsstaatsprinzip widerspreche und auch
ein Bericht keine weitere Klärung diesbezüglich brächte. Er beantragte daher die
Ablehnung der Motion. Mit den gleichen Bedenken äusserten sich im Plenum Beat
Rieder (mitte, VS) und Céline Vara (gp, NE) – beide ebenfalls Mitglieder der
Rechtskommission –, welche zusätzlich die Übernahme von Rechtspraktiken aus dem
angelsächsischen Raum als kritisch betrachteten und unterdessen zum Schluss gelangt
waren, das Postulat seie aus diesen Gründen abzulehnen. Der Ständerat folgte jedoch
dem Antrag seiner Kommission und überwies das Postulat in der Wintersession 2023
mit 22 zu 16 Stimmen. 3

POSTULAT
DATUM: 20.12.2023
LUKAS LÜTOLF

1) AB SR, 2021, S. 928 ff.; NZZ, 23.9.21
2) AB SR, 2022, S. 187 ff.
3) AB SR, 2023 S. 1559 ff.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24 2


